


schließlich zu Wohnzwecken angemie- 
teten Räumen ohne entsprechende Ver- 
einbarung nicht dulden muss. Etwas 
anderes kann nur dann gelten, wenn 
der Mieter nachweist, dass von dem 
Unterricht keine Belästigung anderer 
Mieter ausgeht. Mit dieser Entschei-
dung hat das Gericht seine bisherige 
Rechtsprechung zur gewerblichen Nut-
zung von Wohnraum bekräftigt.

Preisangabe bei Ferienhaus- 
vermietung muss auch Kosten der 
Endreinigung enthalten
Werbung für Ferienhäuser muss neben 
dem Preis für die Wohnungen auch 
zwingend die anfallenden Kosten für 
die Endreinigung angeben. Ein nach-
träglicher Preisaufschlag für die übliche 
Reinigung verstößt gegen die Preisan-
gabenverordnung und ist nicht erlaubt. 
Dies hat das Schleswig-Holsteinische 
Oberlandesgericht entschieden.

 Nach Auffassung des Gerichts ist 
in der Werbung der Preis anzugeben, 
der einschließlich Umsatzsteuer und 
sonstiger Preisbestandteile zu zahlen 
ist, also der sog. Endpreis. Diese Rege-
lung dient dem Schutz der Verbraucher 
und fördert den Wettbewerb, indem 
sie dem Verbraucher Klarheit über die 
Preise und ihre Gestaltung verschafft. 
Die Entscheidung zeigt, wie sorgfältig 
ein Vermieter bei der Angabe von Prei-
sen sein muss. Eine Zuwiderhandlung 
stellt einen Verstoß gegen die Preis- 
angabenverordnung dar und kann eine 
wettbewerbsrechtliche Abmahnung bzw. 
eine Unterlassungsklage zur Folge haben.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Kein Werbungskostenabzug bei
Familienheimfahrten mit Dienstwagen
Überlässt ein Arbeitgeber seinem Ar- 
beitnehmer einen Dienstwagen für 
dessen Familienheimfahrten, so kann 
dieser keinen Werbungskostenabzug 
für diese Fahrten geltend machen, weil 
ihm kein eigener Aufwand entsteht.
(Quelle: Urteil des Bundes�nanzhofs)

Abordnung einer Stammkraft als
sachlicher Grund für eine Befristung
Der aus der Abordnung einer Stamm-
kraft folgende Vertretungsbedarf kann 
einen Sachgrund für die Befristung des 
Arbeitsverhältnisses der Vertretungs-
kraft sein.
 Teil des Sachgrunds für die Befris-
tung ist die Prognose des Arbeitgebers 
über den voraussichtlichen Wegfall des 
Vertretungsbedarfs durch Rückkehr des 
Vertretenen. Bei der Überprüfung der 
vom Arbeitgeber anzustellenden Rück-
kehrprognose darf das Gericht nicht nur 
darauf abstellen, ob die Stammkraft ei-
nen Anspruch auf Wiederaufnahme der 
bisherigen Tätigkeit hat. Erforderlich ist, 
dass der Arbeitgeber zum Zeitpunkt der 
Befristungsabrede unter Berücksichti- 
gung aller Umstände des Einzelfalls 
berechtigterweise mit der Rückkehr 
der Stammkraft rechnen durfte. Bei 
einer Abordnung sind dabei nicht nur 
etwaige Erklärungen der Stammkraft, 
sondern auch Planungs- und Organisa-
tionsentscheidungen aus der Sphäre 
des Arbeitgebers einzubeziehen.
(Quelle: Urteil des Bundesarbeitsge-
richts)

Umsatzsteuer

Unberechtigt ausgewiesene 
Umsatzsteuer kann im Einzelfall 
auch ohne Berichtigung der 
Rechnung vom Finanzamt zurück-
gefordert werden
Ein Unternehmer hatte beim Verkauf 
eines Gebäudes eine Rechnung ausge-
stellt und dabei Umsatzsteuer ausge-
wiesen, die der Grundstückskäufer als 
Vorsteuer geltend machte. Mit rechts- 

kräftigem Steuerbescheid versagte ihm 
das Finanzamt den Vorsteuerabzug. 
Daraufhin forderte der Unternehmer 
die abgeführte Umsatzsteuer vom Fi-
nanzamt zurück, ohne die Rechnung zu 
berichtigen. Das Finanzamt lehnte dies 
ab, weil ohne Rechnungsberichtigung 
die ausgewiesene Umsatzsteuer ge- 
schuldet sei.
 Der Gerichtshof der Europäischen 
Union hat entschieden, dass die fälsch-
lich in Rechnung gestellte Umsatz-
steuer zu erstatten ist, weil der Vor- 
steuerabzug beim Grundstückskäufer 
rechtskräftig abgelehnt worden war. 
Dies gebiete der Grundsatz der Neutra- 
lität der Umsatzsteuer.

Vorsteuerabzug des Gründungs- 
gesellschafters einer Personen- 
gesellschaft auf dem europarecht- 
lichen Prüfstand
Im Umsatzsteuerrecht ist Unterneh- 
merin und damit Steuersubjekt die 
Personengesellschaft selbst (z. B. eine 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder 
Kommanditgesellschaft). Ihre Gesell- 
schafter sind in dieser Eigenschaft nicht 
Unternehmer, sondern nur dann, wenn 
sie selbstständig gegen Entgelt tätig 
werden. Erwirbt ein Gesellschafter ei- 
nen Gegenstand und überlässt diesen 
der Gesellschaft zur Nutzung, kann er 
die in Rechnung gestellte Umsatzsteu-
er deshalb regelmäßig nur dann als 
Vorsteuer abziehen, wenn er den Ge- 
genstand der Gesellschaft entgeltlich 
überlässt.
 Der XI. Senat des Bundes�nanz- 
hofs will dem Gesellschafter, zumin- 
dest dem Gründungsgesellschafter, 
den Vorsteuerabzug auch im Fall einer 
unentgeltlichen Nutzungsüberlassung 
gewähren. Er sieht den Gesellschafter 
bereits kraft seiner vorbereitenden Tä-
tigkeit für die Personengesellschaft als 
unternehmerisch tätig an.
 Da der V. Senat damit nicht ein-
verstanden ist, hat der XI. Senat die 
Streitfrage dem Gerichtshof der Euro- 
päischen Union zur Entscheidung vor- 
gelegt.



Vorsteuerabzug bei Gutgläubigkeit 
des Leistungsempfängers zu gewäh- 
ren
Der Auftraggeber ist nicht generell 
verp�ichtet zu prüfen, ob der Auftrag-
nehmer und Rechnungsaussteller Un-
ternehmer ist, über die fraglichen Ge-
genstände verfügte und diese liefern 
konnte und seinen Verp�ichtungen hin-
sichtlich der Erklärung und der Abfüh-
rung der Umsatzsteuer nachgekom-
men ist. Hat der Leistungsempfänger 
keine Anhaltspunkte dafür, dass der 
Leistende eine Steuerhinterziehung 
begeht bzw. in eine solche einbezo-
gen ist, kann ihm der Vorsteuerabzug 
nicht verwehrt werden. Dies hat der 
Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) entschieden und damit die 
Rechte gutgläubiger Leistungsempfän-
ger gestärkt.
 Der EuGH hat gleichzeitig jedoch 
betont, dass der Vorsteuerabzug bei 
Bösgläubigkeit nicht allein deshalb ver- 
langt werden kann, weil die Finanzver- 
waltung anlässlich einer Prüfung beim 
Rechnungsaussteller die von diesem 
erklärten Umsätze nicht berichtigt 
hat, obwohl die Umsätze tatsächlich 
nicht stattgefunden haben. Solange der 
Rechnungsaussteller die fehlerhafte 
Rechnung nicht berichtigt oder die 
Gefährdung des Steueraufkommens 
rechtzeitig und vollständig beseitigt 
hat, schuldet er die zu Unrecht in 
Rechnung gestellte Umsatzsteuer. Der 
Rechnungsempfänger kann die Um-
satzsteuer dennoch nicht als Vorsteuer 
abziehen, weil nur zutreffend in Rech-
nung gestellte Umsatzsteuer als Vor- 
steuer abgezogen werden kann.

Unternehmer/Beteiligungen

Teilabzugsverbot gilt nicht für 
substanzbezogene Aufwendungen 
überlassener Wirtschaftsgüter
Überlässt der Gesellschafter einer Kapi-
talgesellschaft dieser im Rahmen einer 
Betriebsaufspaltung aus gesellschafts- 
rechtlichen Gründen Wirtschaftsgüter 
verbilligt oder unentgeltlich, erkennt die 
Finanzverwaltung die hierauf entfallen-
den Betriebsausgaben nur teilweise 

an (sog. Teilabzugsverbot). Der Bun-
des�nanzhof sieht das anders und hat 
entschieden, dass substanzbezogene 
Aufwendungen, wie beispielsweise 
Absetzungen für Abnutzung, Teilwert- 
abschreibungen oder Reparaturen nicht 
unter das Teilabzugsverbot fallen.

Nicht nachprüfbare Kassenberichte 
rechtfertigen Schätzungen des Finanz- 
amts
Ein Kioskbetreiber errechnete seinen 
Gewinn zulässigerweise durch Ermitt-
lung des Überschusses der Einnah-
men über die Betriebsausgaben. Zu 
einer ordnungsmäßigen Buchführung 
war er nicht verp�ichtet. Für seine Ta-
geseinnahmen stellte er Kassenberich-
te auf, die sich auf Grund seiner offen 
geführten Ladenkasse ergaben.
 Im Laufe einer Betriebsprüfung 
wurde festgestellt, dass die Eintragun-
gen in den Kassenberichten wiederholt 
und auch mehrfach an derselben Stelle 
verändert wurden. Der Versuch einer 
Nachkalkulation scheiterte. Deshalb 
nahm die Prüferin eine Vollschätzung 
vor. Mit seinen Einwendungen hatte 
der Kioskbetreiber bis hin zum Bundes-
�nanzhof keinen Erfolg.
 Auch wenn ein Unternehmer nicht 
zur Führung eines Kassenbuchs ver- 
p�ichtet ist, müssen die von ihm er- 
klärten Betriebseinnahmen auf ihre 
Vollständigkeit und Richtigkeit über-
prüfbar sein. Erfolgt ihre Dokumen-
tation in Kassenberichten, dürfen sie 
nicht ständig korrigiert werden und in 
sich widersprüchlich sein. Betriebsein- 
nahmen und -ausgaben sind durch 
entsprechende Aufzeichnungen ein-
schließlich der Belegsammlung oder 
im Wege einer geordneten Belegabla-
ge festzuhalten. Werden Tageseinnah- 
men in einer Summe erfasst, ist das 
Zustandekommen der Summe, bei-
spielsweise durch einen Kassenbericht, 
nachzuweisen. Das Finanzamt muss 
diese Unterlagen auf Richtigkeit und 
Vollständigkeit überprüfen können. Bei 
ständig korrigierten Zahlen oder ande-
ren eine Täuschungsabsicht nicht aus-
zuschließenden Auffälligkeiten ist das 
nicht möglich.

Sonstiges

Hilfen für Hochwassergeschädigte
Die vom Hochwasser im Juni 2013 be-
troffenen Bundesländer haben zusam-
men mit dem Bundesministerium der 
Finanzen Maßnahmen beschlossen, 
die steuerliche Erleichterungen für die 
Geschädigten bringen sollen. Unter 

Eignung des Zeitreihenvergleichs 
als Schätzungsmethode auf dem 
Prüfstand
Der so genannte Zeitreihenvergleich 
ist eine Methode, die bei einer Be- 
triebsprüfung immer häu�ger ein- 
gesetzt wird. Er basiert auf den 
Zahlen aus dem Betrieb. Der Zeit- 
reihenvergleich vergleicht Zahlen, die 
sich regelmäßig wegen gegensei- 
tiger Abhängigkeit gleichmäßig zu- 
einander zu entwickeln p�egen. Er 
stellt z. B. den wöchentlichen oder 
monatlichen Einkauf den wöchent- 
lich oder monatlich erfassten Umsät- 
zen gegenüber und ermittelt den je- 
weils erzielten Rohaufschlag. Schwankt 
dieser Aufschlag, wird vom Betriebs- 
prüfer unterstellt, dass in den Wochen/ 
Monaten mit geringem Aufschlag 
Schwarzumsätze getätigt wurden.
 Das Finanzgericht Münster ist 
der Meinung, dass Zuschätzungen 
aufgrund eines Zeitreihenvergleichs 
zulässig sind, wenn die Buchfüh- 
rung nicht ordnungsgemäß ist.
 Nach einem Beschluss des Bun-
des�nanzhofs muss die Frage, ob 
der Zeitreihenvergleich eine geeig-
nete Methode für eine Zuschätzung 
ist, höchstrichterlich geklärt werden.

Hinweis
Betroffene Unternehmen sollten ge- 
gen Steuerbescheide, die auf sol-
chen Schätzungen beruhen, angehen 
und Ruhen des Verfahrens anre-
gen. Andererseits sollte unbedingt 
auf eine formell ordnungsgemäße 
Buchführung geachtet werden.

http://www.bundes�nanzministerium.
de/Content/DE/Pressemitteilungen/
Finanzpolitik/2013/06/2013-06-19-PM44.html
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Einkommensteuervorauszahlungen 
eines Ehegatten werden vorrangig 
auf die Steuerschulden beider Ehe- 
gatten angerechnet
Einkommensteuervorauszahlungen ei- 
nes Ehegatten dienen der Tilgung zu 
erwartender Steuerschulden beider Ehe- 
gatten (Gesamtschuld). Unbeachtlich ist, 
welche Veranlagungsform die Ehegat- 
ten später wählen. Es spielt auch keine 
Rolle, ob die Vorauszahlungen vom Kon- 
to eines Ehegatten geleistet werden 
oder die festgesetzten Vorauszahlun-
gen ausschließlich auf den Einkünften 
eines Ehegatten beruhen. Verbleiben- 
de Überzahlungen sind später je zur 
Hälfte an die Ehegatten zu erstatten.
 Hat einer der Ehegatten Steuer- 
rückstände, kann das Finanzamt mit 
seinem Anteil am Steuererstattungs-
anspruch aufrechnen.

Bindung an P�ichtteilsstrafklausel 
im Ehegattentestament
Ein Ehepaar hatte sich in einem so- 
genannten Berliner Testament wechsel- 
seitig zu Erben eingesetzt und be-
stimmt, dass ihre vier Töchter Schluss- 
erben nach dem Tode des Letztverster-
benden werden sollten. Zugleich hat-
ten sie angeordnet, dass ein Kind, dass 
nach dem Tode des Erstversterbenden 
den P�ichtteil fordert, auch nach dem 
Tod des später Versterbenden auf den 
P�ichtteil beschränkt sein sollte (P�icht-
teilsstrafklausel).
 Die jüngste Tochter des Ehepaars 
war seit ihrer Geburt schwerbehindert, 
lebte in einer Behinderteneinrichtung 
und stand im Leistungsbezug eines 
Sozialhilfeträgers.
 Nach dem Tode des Vaters im Jahre 
1997 machte der Sozialhilfeträger aus 
übergegangenem Recht der jüngsten 

Tochter gegen die überlebende Mutter 
erfolgreich einen P�ichtteilsanspruch 
geltend. Mit einem im Jahre 1998 er- 
richteten notariellen Testament setzte 
die Mutter alle vier Töchter zu gleichen 
Teilen als Erben ein und ordnete be-
züglich ihrer jüngsten Tochter eine Vor- 
erbschaft an, wobei ihre Schwestern 
Nacherben sein sollten (sogenanntes 
Behindertentestament). Hiermit soll- 
te ein weiterer Zugriff des Sozialhilfe- 
trägers auf das Erbe der behinderten 
Tochter beim Versterben der Mutter 
verhindert werden.

 Nach dem Tode der Mutter im Jahre 
2010 verlangte der Sozialhilfeträger von 
den drei weiteren Schwestern erneut 
den P�ichtteil. Diesen verweigerten 
die Schwestern unter Hinweis darauf, 
dass ihre jüngste Schwester aufgrund 
des Testaments aus dem Jahre 1998 
Vorerbin und deswegen nicht p�icht-
teilsberechtigt sei.
 Zu Unrecht, befand das Oberlan- 
desgericht Hamm. Nach der Entschei-
dung des Gerichts war die Mutter an 
die Verfügungen aus dem gemein-
schaftlichen Testament gebunden und 
konnte in ihrem Folgetestament nicht 
mehr anderweitig verfügen.

können die einzelnen länderspezifi-
schen Informationen abgerufen werden.
Auf den Seiten des Bundesministeri- 
ums für Finanzen �nden Sie zudem 
auch Informationen zur Behandlung von 
Spenden und weiteren steuerlichen 
Erleichterungen (BMF Schreiben vom 
21.06.2013: �Steuerliche Maßnahmen 
zur Unterstützung der Opfer des Hoch-
wassers in Deutschland�).
 Die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) hat ein 10-Punkte-Programm ge- 
startet. Auf der Homepage der KfW 
sind die einzelnen Punkte aufgeführt. 
Das für ein Jahr laufende Programm 
hilft betroffenen Unternehmen, priva-
ten Hausbesitzern und Kommunen mit 
erheblich verbilligten Darlehen.

Lebenspartnerschaften steht 
Ehegattensplitting zu
Das Bundesverfassungsgericht hat ent- 
schieden, dass die einkommensteuer- 
rechtliche Ungleichbehandlung von ein- 
getragenen Lebenspartnerschaften und 
Verheirateten als verfassungswidrig an- 
zusehen ist. Der Gesetzgeber ist auf- 
gefordert, den Verfassungsverstoß un- 
verzüglich rückwirkend zum 1. August 
2001 zu beseitigen. Bis dahin ist das 
Ehegattensplitting in allen offenen Fäl-
len rückwirkend zum 1. August 2001 
anzuwenden.

Hinweis
Hochwassergeschädigte sollten auf 
jeden Fall mit dem Steuerberater 
sprechen, weil die vielen Punkte im 
Einzelfall abgestimmt werden müs-
sen.

Hinweis
Liegt ein solcher Fall vor, sollten 
Ehegatten ausdrücklich anderweiti-
ge Regelungen für die Verwendung 
der von ihnen geleisteten Voraus-
zahlungen treffen. Der Steuerbera-
ter hilft dabei.
(Quelle: Beschluss des Bundes�-
nanzhofs)

Hinweis
Die Bundesregierung hat bereits 
einen Entwurf erstellt, der den Be-
troffenen alle Vorteile von Eheleu-
ten gewährt. Dies soll auch für die 
Lohnsteuerklassenwahl gelten.


